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Vorwort 

Die Frage der subjektiven Reichweite von Schiedsvereinbarungen ist ein 
zentrales Problem der Schiedsgerichtsbarkeit im Allgemeinen und der 
Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit im Besonderen. Sie ist nicht nur durch 
die Änderungen der ZPO und verschiedener Schiedsverfahrensordnungen 
beeinflusst, sondern auch den Änderungen des materiellen Rechts. So hat 
die Anerkennung der (Teil-)Rechtsfähigkeit der Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts durch den Bundesgerichtshof unmittelbare Auswirkungen auf die 
Beurteilung der Frage, ob und in welchem Maße Gesellschafter an 
Schiedsvereinbarungen der Gesellschaft gebunden werden. Versteht man 
die Schiedsvereinbarung richtiger Weise als Prozessvertrag, prägen dieser 
vertragliche Charakter und die anspruchsmodifizierende Wirkung der 
Schiedsvereinbarung die Diskussion wesentlich mit. Diesem Aspekt ist 
stärker als bisher Rechnung zu tragen, auch bei der Frage möglicher 
Pflichten, die den Parteien aus einer von ihnen abgeschlossenen Schieds-
vereinbarung erwachsen. 

Die Arbeit wurde im Sommersemester 2007 von der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg i.Br. als 
Dissertation angenommen. Für die Veröffentlichung wurden Rechtspre-
chung und Literatur bis einschließlich April 2007 berücksichtigt. 

Danken möchte ich meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. jur. Dr. h.c. 
Dieter Leipold, der durch seine Anregungen und Kritik wesentlich zum 
Gelingen der Arbeit beigetragen hat, und mir bei der Verwirklichung der 
Arbeit großen Freiraum gewährt hat. Mein Dank gilt ferner Herrn Prof. Dr. 
jur. Uwe Blaurock für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens. 

Mein Dank gilt ferner Herrn Rechtsanwalt und Notar Dr. Gerhard Lie-
ning für seine Anregungen bei der Themenwahl, sowie Frau Andrea Tima-
rac und Frau Corina Neumann für ihre Unterstützung bei der formalen Ge-
staltung des Manuskripts. 

Ganz besonderer Dank gilt meinen Eltern, die mir diese Arbeit und so 
vieles mehr überhaupt erst ermöglicht haben.  

Und Nicole Muhs, die immer an mich geglaubt hat. 
 

München, im November 2007 Boris Niklas 
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Einführung 

Die Probleme des Schiedsverfahrensrechts sind vielfältig. Insbesondere die 
Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit birgt zahlreiche ungelöste Probleme in 
sich, deren Summe den Umfang dieser Arbeit sprengen würde. Die sub-
jektive Reichweite der Schiedsvereinbarung ist dabei nur einer von vielen 
Problemschwerpunkten, allerdings auch ein sehr grundlegender. 

Grundlage eines jeden Schiedsverfahrens als privater Streitentscheidung 
ist eine Schiedsvereinbarung – ohne Schiedsvereinbarung gibt es kein 
Schiedsverfahren. Die Schiedsvereinbarung ist damit das Fundament eines 
jeden Schiedsverfahrens. Selbstverständlich genügt aber nicht irgendeine 
Schiedsvereinbarung, sie muss vielmehr die Parteien dieses Schiedsverfah-
rens für den konkreten Streitgegenstand binden. Große Schwierigkeiten be-
reitet dabei die Frage, wer an eine bestehende Schiedsvereinbarung gebun-
den ist, also welche Rechtssubjekte von der subjektiven Reichweite einer 
Schiedsvereinbarung erfasst sind. Mit dieser Frage befasst sich die vorlie-
gende Arbeit. 

Dies gilt zunächst für jedes Schiedsverfahren. Bei Mehrparteienschieds-
verfahren ist die subjektive Reichweite von Schiedsvereinbarungen aber 
von besonderer Bedeutung. Denn nur wenn eine alle Parteien bindende 
Schiedsvereinbarung besteht oder nachträglich geschlossen wird, kann es 
überhaupt zu einer Beteiligung Mehrerer an einem Schiedsverfahren kom-
men. Für ein Mehrparteienschiedsverfahren müssen also alle Beteiligten 
von der subjektiven Reichweite der Schiedsvereinbarung erfasst werden. 

Das Bedürfnis für eine solche Beteiligung mehrerer an einem Schieds-
verfahren liegt dabei in den tatsächlichen Gegebenheiten des Wirtschafts-
lebens begründet. Ob nun bei Gesellschaftsgründungen, industriellen 
Großprojekten, Joint Ventures, Patentstreitigkeiten oder Lieferketten – im-
mer wieder sind mehr als zwei Rechtssubjekte an einem wirtschaftlichen 
Vorgang beteiligt, so dass im Streitfall eine abschließende Lösung nur 
unter Einbeziehung aller Beteiligten erfolgen kann. Hierfür bietet die 
Schiedsgerichtsbarkeit mit ihrer großen Flexibilität besonders gute Mög-
lichkeiten. Diese können aber nur ausgeschöpft werden, wenn auch alle 
Beteiligten von der subjektiven Reichweite der dem Schiedsverfahren 
zugrunde liegenden Schiedsvereinbarung erfasst werden, weil sonst einem 
Mehrparteienschiedsverfahren unter Einbeziehung aller Beteiligten die 
notwendige Grundlage fehlt. 
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Anlass für diese Arbeit waren zum einen die bestehenden Schwierigkeiten 
der Schiedsgerichtsbarkeit und die sich daran anschließende fortdauernde 
Diskussion. Zum anderen gaben mehrere Reformen Anlass zu einer  neu-
erlichen Begutachtung der subjektiven Reichweite von Schiedsvereinba-
rungen und ihrer Bedeutung für die Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit. 
Darüber hinaus galt es in einigen Bereichen aktuellen Entwicklungen der 
Rechtsprechung Rechnung zu tragen. 

Die für Deutschland wichtigste Neuerung war natürlich die Reform des 
zehnten Buchs der ZPO von 1998. Ziel dieser Reform waren vor allem die 
Anpassung des deutschen Schiedsverfahrensrechts an internationale Rah-
menbedingungen1 und die Verfahrensvereinfachung2. Dadurch sollte na-
tional die Schiedsgerichtsbarkeit als solche und international Deutschland 
als Verfahrensort an Attraktivität gewinnen3. Hiervon erhoffte man sich 
zudem eine Entlastung der staatlichen Gerichte4. Bei der Reform wurde in 
§ 1034 Abs. 2 ZPO auch der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit Rechnung 
getragen5.  

Im gleichen Zeitraum wurden aber auch einige – für die Praxis beson-
ders wichtige – Verfahrensordnungen von Schiedsorganisationen geändert. 
Die international wohl wichtigste Schiedsordnung, die der International 
Chamber of Commerce in Paris (ICC), wurde mit Wirkung zum ersten 
Januar 1998 geändert6. Mit der Neufassung der ICC-Schiedsordnung wur-
de besonders der „DUCTO“-Entscheidung der französischen Cour de Cas-
sation vom 7. Januar 19927 und damit der Mehrparteienschiedsgerichts-
barkeit Rechnung getragen. Im gleichen Jahr traten eine Neufassung der 
Schiedsordnung der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit 

                                                 
1  Unter anderem Anpassung an das UNCITRAL-Modellgesetz, Baum-

bach/Lauterbach/Albers/Hartmann; Einführung 10. Buch, Rn. 2; Zöller/Geimer, vor 
§ 1025, Rn. 9; MünchKommZPO/Münch, vor § 1025, Rn. 52, 56; Thomas/Putzo/Thomas, 
vor § 1025, Rn. 2. 

2  Mönnikes, Reform, S. 3. 
3  Mönnikes, Reform, S. 3; MünchKommZPO/Münch, vor § 1025, Rn. 52. 
4  MünchKommZPO/Münch, vor § 1025, Rn. 52. 
5  Mönnikes, Reform, S. 56; Stein/Jonas/Schlosser, § 1034, Rn. 2. 
6  ICC-Schiedsordnung vom 01.01.1998  in der überarbeiteten Fassung vom 

01.07.2003 [diese Überarbeitung brachte keine inhaltlichen Änderungen der Verfahrens-
regeln, siehe Foreword auf untenstehender Internetadresse], einzusehen und als PDF-
Datei zum Herunterladen bereitgestellt unter http://www.iccwbo.org/court/english/arbi-
tration/rules.asp. Soweit auf die vor dem 01.01.1998 geltende Fassung der ICC-Schieds-
ordnung Bezug genommen wird, wird gesondert darauf hingewiesen. 

7  Journal du Droit International 1992, S. 712 f. mit Conclusion de L’Avocat General 
(S. 713-726). Englische Übersetzung (ohne die Conclusion de L’Avocat General) in YCA 
1993, Volume XVIII, S. 140–142. 
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(DIS)8 und der Schiedsordnung der German Maritim Arbitration Associa-
tion (GMAA)9 in Kraft. Beide erfolgten aufgrund der ZPO-Reform, die 
DIS als deutsche Landesgruppe der ICC berücksichtigte außerdem die 
überarbeitete ICC-Schiedsordnung. 

Aus dem materiellen Recht ist vor allem die neue Rechtsprechung zur 
Rechts- und Parteifähigkeit der Gesellschaft bürgerlichen Rechts von be-
sonderer Bedeutung10. Mit der Anerkennung der Rechts- und Parteifähig-
keit sowie der Haftungsverfassung der Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
sind Fragen der subjektiven Schiedsfähigkeit und der subjektiven Reich-
weite von Schiedsvereinbarungen verbunden. Insofern gilt es die bisheri-
gen Positionen in Rechtssprechung und Literatur sowohl im Ergebnis als 
auch in der Begründung zu überprüfen. 
 
Diese Arbeit befasst sich primär mit der deutschen Rechtslage. Zusätzlich 
sollen aber auch und gerade Bezüge zu anderen Rechtsordnungen, sowie 
zu nationalen und internationalen Verfahrensordnungen von Schiedsorga-
nisationen hergestellt werden. Die Thematik der Mehrparteienschiedsge-
richtsbarkeit, wie auch die Schiedsgerichtsbarkeit als solche, werden inter-
national diskutiert.  Diese Einflüsse können nicht ignoriert werden. Zudem 
findet die Schiedsgerichtsbarkeit ihren Anwendungsbereich auch und ge-
rade im internationalen Bereich11. Die Tatsache, dass das schiedsgericht-
liche Verfahren weitestgehend der Gestaltung durch die Parteien unter-
liegt, führt dabei dazu, dass – bei ausländischer Beteiligung – auch Grund-
sätze und Anschauungen anderer Rechtsordnungen Einzug in „deutsche“ 
Schiedsverfahren finden. Dies wird noch weiter verstärkt durch die Tatsa-
che, dass viele Schiedsverfahren über Schiedsorganisationen laufen12 13. 
Die wohl wichtigste Schiedsorganisation in Deutschland, die DIS, ist dabei 
die Ländergruppe einer internationalen Schiedsorganisation, nämlich ICC 
in Paris. Auch hier wirken internationale Erfahrungen, Anschauungen und 

                                                 
8  DIS-Schiedsordnung vom 01.07.1998, einzusehen und als RTF-Datei zum Herun-

terladen bereitgestellt unter http://www.dis-arb.de/. Soweit auf die vor dem 01.07.1998 
geltende Fassung der DIS-Schiedsordnung Bezug genommen wird, wird gesondert darauf 
hingewiesen. 

9  GMAA-Schiedsordnung vom 08.11.1998. Derzeitige Fassung vom 0.11.2002 ein-
zusehen unter http://www.gmaa.de/. Soweit auf früher geltende Fassungen der GMAA-
Schiedsordnung Bezug genommen wird, wird gesondert darauf hingewiesen. 

10  BGH ZIP 1999, S. 1755, 1756 f = BGHZ 142, S. 315 ff.; ZIP 2001, S. 330, 331 = 
NJW 2001, S. 1056. 

11  MünchKommZPO/Münch, vor § 1025, Rn. 10; siehe auch Schmidt-Diemitz, DB 
1999, S. 369, 369 f. Lachmann, Handbuch, S. 29, Rn. 74. 

12  Siehe etwa Schmidt-Diemitz, DB 1999, S. 369, 370. 
13  Eine umfassende Darstellung nationaler und internationaler Schiedsorganisationen 

im In- und Ausland findet sich bei MünchKommZPO/Münch, vor § 1025, Rn. 36–44. 
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Grundsätze auf deutsche Schiedsverfahren ein und bestimmen damit auch 
ihre rechtliche Entwicklung. 

Gleichzeitig ergibt sich aus der großen Bedeutung der Schiedsorganisa-
tionen für die Praxis die Relevanz ihrer Verfahrensordnungen. Ein 
Schiedsverfahren, das nach deutschem Recht unter Einbeziehung der 
Schiedsordnung der ICC durchgeführt wird, kann nicht allein aus Sicht der 
deutschen ZPO betrachtet werden. Daneben müssen auch die Regelungen 
der ICC-Schiedsordnung betrachtet werden. Verfahrensordnungen von 
Schiedsorganisationen stellen aber nicht nur Ergänzungen gesetzlicher Re-
gelungen dar. Sie sind auch mögliche Vorbilder für mögliche Weiterent-
wicklungen des zehnten Buchs der ZPO. 
 
Grundlage der Bearbeitung sind damit die ZPO und das deutsche Recht. 
Besonderes Augenmerk gilt dabei den Entwicklungen seit der ZPO-Re-
form von 1998. Zusätzlich sollen Bezüge zur internationalen Diskussion 
sowie zu nationalen und internationalen Verfahrensordnungen dargestellt 
werden, soweit sie der Problemlösung zuträglich sind. 



  
 

 

1. Kapitel 

Problemaufriss 

Wie bereits einleitend festgestellt, stellt die subjektive Reichweite nur 
einen Aspekt der vielfältigen Probleme im Bereich des Schiedsverfahrens 
und der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit dar. Um sich das Problemfeld 
dieser Arbeit zu vergegenwärtigen, muss deshalb die subjektive Reich-
weite der Schiedsvereinbarung mit ihrer besonderen Bedeutung für Mehr-
parteienschiedsverfahren von anderen Fragestellungen des Schiedsverfah-
rensrechts abgegrenzt werden. Dies soll in zweifacher Weise geschehen: 
Zunächst gilt es, den Begriff der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit im 
Sinne dieser Arbeit festzulegen, um den grundsätzlichen Rahmen und das 
Umfeld der Arbeit abzustecken. Danach sollen Rolle und Bedeutung der 
subjektiven Reichweite von Schiedsvereinbarungen für Schiedsverfahren 
im Allgemeinen und Mehrparteienschiedsverfahren im Besonderen darge-
stellt werden, um einen Überblick über die Materie zu verschaffen.  

I. Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit im Sinne dieser Arbeit 

Der Begriff der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit1 (im Englischen 
„multiparty arbitration“; im Französischen „arbitrage multipartie“) wird in 
der deutschen und internationalen Literatur nicht einheitlich verwendet. 
Auch in der Zivilprozessordnung ist er nicht legal definiert. Eine Begriffs-
bestimmung ist daher für diese Arbeit sowie zur Abgrenzung des Untersu-
chungsgegenstandes unumgänglich.  

1. Entsprechende Begriffe in Schiedsordnungen 

Ausgangspunkt für die Begriffsbestimmung soll der Wortlaut einzelner 
Schiedsordnungen sein, nachdem die deutsche Zivilprozessordnung selbst 
keine Definition liefert. Der Rückgriff auf die Schiedsordnungen erfolgt 
deshalb, weil sie die Praxis der Schiedsgerichtsbarkeit abbilden. Sie wer-
den für eine große Zahl von Schiedsverfahren herangezogen und ersetzen 
oder ergänzen dann als Verfahrensordnung die gesetzlichen Regelungen.  

                                                 
1  Zum Teil auch „Mehrparteien-Schiedsgerichtsbarkeit“, so z.B. Lionnet, Handbuch, 

S. 290 ff. und Markfort, Mehrparteien-Schiedsgerichtsbarkeit (Titel). 
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Die ICC-Schiedsordnung2 verwendet keinen entsprechenden Begriff, 
trifft aber in Artikel 10 eine Regelung für die Auswahl der Schiedsrichter 
in Mehrparteienschiedsverfahren:  

„Where there are multiple parties, whether as Claimant or as Respondent, and where 
the dispute is to be referred to three arbitrators, the multiple Claimants, jointly, and 
the multiple Respondents, jointly, shall nominate an arbitrator for confirmation pur-
suant to Article 9.“  

Die ICC-Schiedsordnung geht also davon aus, dass sowohl auf Kläger als 
auch auf Beklagtenseite mehrere Parteien auftreten können. Wie ihre Par-
teirollen genau aussehen, bestimmt die Schiedsordnung dagegen nicht. 
Auch wird eine andere Beteiligung als Kläger oder Beklagter nicht ausge-
schlossen. 

Ähnlich verhält es sich mit der LCIA Arbitration Rules3. Diese regelt in 
ihrem Artikel 8 die Schiedsrichterbestellung bei „three or more parties“, 
also drei oder mehr Parteien:  

„Where the Arbitration Agreement entitles each party howsoever to nominate an ar-
bitrator, the parties to the dispute number more than two and such parties have not all 
agreed in writing that the disputant parties represent two separate sides for the forma-
tion of the Arbitral Tribunal as Claimant and Respondent respectively, the LCIA 
Court shall appoint the Arbitral Tribunal without regard to any party’s nomination.“  

Auch die LCIA-Schiedsordnung geht also davon aus, dass an einem 
Schiedsverfahren mehr als zwei Parteien als Kläger und/oder Beklagte be-
teiligt sein können. Eine Definition der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit 
enthält sie dennoch wie die ICC-SchO nicht. 

Die Schiedsordnung der GMAA4 verwenden dagegen weder einen ent-
sprechenden Begriff, noch trifft sie eine Regelung für die Schiedsrichter-
ernennung bei mehreren Parteien. Sie geht also von dem klassischen 
Zweiparteien-Verfahren aus. Andererseits findet sich aber auch kein Aus-
schluss einer Mehrheit von Klägern oder Beklagten. Danach sind auch bei 
Schiedsverfahren unter Anwendung der GMAA-Schiedsordnung Verfahren 
mit mehreren Beteiligten möglich, die Schiedsordnung selbst hilft aber bei 
der hier angestrebten Begriffsbestimmung nicht weiter. 

Mehr enthält insofern die Schiedsordnung der DIS5. Diese benutzt in 
§ 13 Abs. 3 den Terminus „Mehrparteienverfahren“. Wie sich aus der 
Überschrift von § 13 DIS-SchO ergibt, ist dabei ein Verfahren mit einer 
Mehrheit von Parteien auf Kläger- oder Beklagtenseite gemeint. Aus § 13 
                                                 

2  Vom 01.01.1998,  in der überarbeiteten Fassung vom 01.07.2001, abzurufen unter 
http://www.iccwbo.org/court/english/rules/rules.asp. 

3  Schiedsordnung des LCIA in der ab dem 01.01.1998 gültigen Fassung, abzurufen 
unter http://www.lcia-arbitration.com/. 

4  In der Fassung vom 20.11.2002, abzurufen unter http://www.gmaa.de/. 
5  In der Fassung vom 01.07.1998, abzurufen unter http://www.dis-arb.de. 
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Abs. 1 und 2 DIS-SchO ergibt sich ferner, dass eine Mehrheit von Parteien 
im Sinne dieser Schiedsordnung vorliegt, wenn mehrere Kläger oder 
mehrere Beklagte vorhanden sind. Demnach läge ein Mehrparteienverfah-
ren (und damit auch ein Fall der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit) nur 
bei einer Mehrheit von Klägern und/oder Beklagten vor, nicht aber bei 
einer sonstigen Mehrheit von Prozessbeteiligten. Auf der anderen Seite 
schließt auch die DIS-SchO eine andere Beteiligung als Kläger oder Be-
klagter nicht aus. 
 
Während die GMAA-Schiedsordnung keine Regelung für eine Parteien-
mehrheit trifft, gehen die Schiedsordnungen von ICC, LCIA und DIS da-
von aus, dass eine Mehrheit von Klägern und/oder Beklagten möglich ist. 
Die DIS-SchO spricht insofern ausdrücklich von „Mehrparteienverfahren“. 
Eine echte Definition des Begriffs der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit 
enthält keine Schiedsordnung. Festzuhalten bleibt damit zunächst, dass 
nach den hier untersuchten Schiedsordnungen ein Mehrparteienschieds-
verfahren mit einer Mehrheit von Klägern und/oder Beklagten möglich ist. 
Andererseits wird in keiner Schiedsordnung eine andere Form der Mehr-
heit von Prozessbeteiligten ausgeschlossen. Eine Mehrheit von Klägern 
und/oder Beklagten ist damit das Minimum an Mehrparteienbeteiligung. 
Da eine andere Art der Beteiligung als Kläger oder Beklagter aber nicht 
ausgeschlossen wird, lässt sich der Begriff der Mehrparteienschiedsge-
richtsbarkeit über diese Schiedsordnungen nicht hinreichend bestimmen. 

2. Begriffsbestimmungen der Literatur 

a) „Vertragliche“ Begriffsbestimmung 

Natürlich besteht die Möglichkeit, den Begriff der Mehrparteienschiedsge-
richtsbarkeit vertraglich zu bestimmen. Ausgangspunkt ist dabei die 
Schiedsvereinbarung als vertragliche Grundlage eines jeden Schiedsver-
fahrens. Abhängig von der tatsächlichen Situation wird üblicherweise zwi-
schen zwei Fallgruppen unterschieden6: 

– Dem Schiedsverfahren liegt ein Vertragswerk mit mehreren Parteien 
zugrunde. Alle Beteiligten stehen dadurch in einer vertraglichen Beziehung 
zueinander und haben eine gemeinsame Schiedsvereinbarung abgeschlos-
sen. Dies ist der typische Fall bei Kooperations- oder Gemeinschaftsunter-
nehmen, so genannten Joint Ventures, bei denen mehrere Unternehmen zur 

                                                 
6  Siehe etwa von Hoffmann in Böckstiegel/Berger/Bredow, Die Beteiligung Dritter 

an Schiedsverfahren, S. 131. 
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Verwirklichung eines Projekts oder dauerhaft zusammenarbeiten, meistens 
unter Gründung einer gemeinsamen Gesellschaft7. 

 
– Es liegt ein Hauptvertrag vor, der von mehreren weiteren, mit Dritten 

abgeschlossenen, Nebenverträgen umgeben ist. Hierbei liegen nicht zwi-
schen allen Parteien vertragliche Beziehungen vor, und es gibt auch keine 
gemeinsame Schiedsvereinbarung aller Beteiligten. Die Schiedsvereinba-
rungen finden sich vielmehr in den einzelnen Verträgen oder es wird auf 
die Schiedsvereinbarung im Hauptvertrag verwiesen. Das klassische Bei-
spiel hierfür sind Großprojekte im Baugewerbe (z.B. Hochhäuser, Büro-
komplexe, Wohn- und Hotelanlagen, Staudämme und Autobahnen) und im 
Anlagenbau (z.B. Ölraffinerien, petrochemische Industrieanlagen, biologi-
sche Abfallvergasung, integrierte Stahlwerke und Flaschenabfüllanlagen)8. 
 
Die „vertragliche“ Begriffsbestimmung beschreibt zwar recht deutlich ver-
schiedene Konstellationen, in denen Mehrparteienschiedsverfahren denk-
bar und möglich sind. Es ist aber nicht zwingend, dass es dann auch tat-
sächlich zu einem Schiedsverfahren mit mehr als zwei Beteiligten kommt. 
Ist dies nicht der Fall, so liegt lediglich ein normales Schiedsverfahren 
ohne jede Besonderheiten vor. Zwar wird international mitunter auch von 
„arbitration in multi-party business disputes“, also Schiedsgerichtsbarkeit 
bei Streitigkeiten in Mehrparteien-Wirtschaftsgeschäften, und nicht von 
„multiparty arbitration“ gesprochen. Es handelt sich also um eine Be-
schreibung von Fällen, in denen es zu Mehrparteienschiedsverfahren 
kommen kann, aber nicht muss. Eine Definition des Phänomens der Mehr-
parteienschiedsgerichtsbarkeit liegt darin allerdings nicht. 

b) „Prozessuale“ Begriffsbestimmung 

Einen weiteren Ansatzpunkt für die Begriffsbestimmung bildet das allge-
meine Zivilprozessrecht. Bei einer solchen rein prozessualen Betrachtung 
lässt sich die Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit nach den prozessrecht-
lich geregelten Instrumenten der Mehrheit von Parteien und Beteiligten im 

                                                 
7  Projektbezogene Joint Ventures finden sich etwa bei Bauvorhaben, dort häufig als 

ARGE bezeichnet. Beispiele für dauerhafte Joint Ventures sind Sony Ericsson, gegründet 
von der Sony Corporation und der schwedischen Firma Ericsson für den gemeinsamen 
Bau und Vertrieb von Mobiltelefonen, und die von der Nord/LB und der Norwegischen 
DnB NOR gegründete DnB Nord. 

8  Zu Beispielen aus der Schiedspraxis der ICC Glossner in Böckstiegel, Vertragsge-
staltung und Streiterledigung in der Baunindustrie und im Anlagenbau, S. 277, 277–279, 
allerdings ohne die Beispiele ausdrücklich dem Baugewerbe (b) und c)) beziehungsweise 
dem Anlagenbau (a), d) und e)) zuzuordnen. Zu den Begriffen vgl. Glossner, aaO., 
S. 277. 
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Zivilprozess bestimmen. Dahinter steht die Annahme, dass diese Instru-
mente und das Zwei-Parteien-Schema Teil des ordre public und damit auch 
für das Schiedsverfahren zwingend seien. Von einem ähnlichen Ausgangs-
punkt geht Schwab9 für das deutsche Recht aus und bestimmt den Begriff 
der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit in Abhängigkeit von den Beteili-
gungsinstituten der ZPO. Allerdings erkennt er an, dass international auch 
andere Konstellationen unter diesen Begriff gefasst werden und spricht in-
sofern von „erweiterter“ Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit. 

Diese Begriffsbestimmung hat jedoch erhebliche Defizite. Der streng 
prozessuale Ansatz, der von einer zwingenden Zweiparteienstruktur aus-
geht, ist insbesondere zu eng. Dies zeigt bereits der Umstand, dass Schwab 
seine eigene Definition bei internationalem Bezug relativieren muss. Des 
Weiteren ist nicht ohne weiteres klar, ob, und wenn ja wie, die Beteili-
gungsinstitute der Zivilprozessordnung in das schiedsgerichtliche Verfah-
ren übertragen werden können oder gar müssen. Auch ist die Zweiparteien-
struktur des Zivilprozesses für das schiedsgerichtliche Verfahren keines-
wegs zwingend10. 

Vor allem aber verwechselt der prozessuale Ansatz Definition und Lö-
sung des Problems: Es ist eine Frage, ob eine Konstellation mit mehreren 
Parteien einen Fall der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit darstellt (Frage 
der Definition). Eine ganz andere Frage ist es dagegen, ob dies zulässig 
und gegebenenfalls wie dies prozessrechtlich zu lösen ist (Frage der Pro-
blemlösung). Hier besteht die Gefahr eines Zirkelschlusses, bei dem aus 
der Annahme bestimmter Beteiligungsinstitute als Teil der Problemlösung 
Rückschlüsse auf die vorgelagerte Frage nach der Definition der Mehrpar-
teienschiedsgerichtsbarkeit gezogen werden. Bei der Definition eines Ge-
bietes bereits von der Lösung auszugehen bedeutet zudem, wichtige Teile 
eines Gebietes auszuklammern und nicht zu betrachten. Damit versperrt 
sich dieser Ansatz auch der internationalen Praxis, in der derartige Fälle 
durchaus vorkommen. Deshalb erweitert Schwab wie bereits erwähnt seine 
Definition selbst um die „erweiterte“ Mehrparteienschiedsgerichtsbar-
keit11. 
 
Bei einem international benutzen und geprägten Begriff wie der Mehrpar-
teienschiedsgerichtsbarkeit darf die ausländische und internationale Praxis 
und Sichtweise nicht außer Acht gelassen werden. Die Definition kann sich 
deshalb nicht – oder jedenfalls nicht ausschließlich – an nationalem Pro-

                                                 
9  In FS Habscheid, 1989, S. 285, 285. Ähnlich MünchKommZPO/Münch, § 1029 Rn. 

26. 
10  So auch Massuras, Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit, S. 71 und wohl auch 

Schwab, FS Habscheid, S. 285 ff. 
11  Schwab, FS Habscheid, S. 285, 286 f. 
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zessrecht orientieren. Dieses gilt umso mehr, als in anderen Rechtsordnun-
gen eine Durchbrechung der Zweiparteienstruktur durchaus zulässig sein 
kann, oder das Prozessrecht ganz andere Institute nutzt. So wird im ang-
loamerikanischen Rechtskreis nicht so scharf zwischen Parteien und son-
stigen Beteiligten differenziert. Das zehnte Buch der deutschen Zivilpro-
zessordnung lässt den Verfahrensbeteiligten dabei ausdrücklich großen 
Freiraum bei der Verfahrensgestaltung, wobei die Beteiligten auch Anlei-
hen in fremden Rechtsordnungen machen können. Eine Übertragung frem-
der Prozessrechtsinstitute grundsätzlich auszuschließen, widerspräche auch 
dem erklärten Ziel der Reform des Schiedsverfahrensrechts von 1998, 
Deutschland auch als internationalen Schiedsort zu stärken12. 

Eine Definition, die sich an dem Parteibegriff der deutschen ZPO orien-
tiert, kann daher ein internationales Problem wie die Mehrparteienschieds-
gerichtsbarkeit nicht vollumfänglich erfassen. Eine rein prozessrechtliche 
Definition der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit ist deshalb abzulehnen. 

c) „Zweigliedrige“ Begriffsbestimmung 

Den Unzulänglichkeiten des rein prozessualen Ansatzes versuchen die 
zweigliedrigen Begriffsbestimmungen dadurch zu begegnen, dass sie statt 
einer einheitlichen Definition zwischen Mehrparteienschiedsgerichtsbar-
keit im engeren und im weiteren Sinne unterscheiden. Es werden also zwei 
Begriffe verwendet, um das gesamte Spektrum der Mehrparteienschiedsge-
richtsbarkeit zu erfassen.  

Um dies zu erreichen, wird zunächst ein weites Netz gespannt. Die 
denkbar weiteste Definition wäre, sämtliche Konstellationen der Schieds-
gerichtsbarkeit, an denen mehr als zwei Rechtssubjekte beteiligt sind, als 
Fälle der Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit zu fassen13. Dies ist dann 
auch der Ausgangspunkt der „zweigliedrigen“ Begriffsbestimmungen. Un-
terschiede bestehen aber bei der Unterscheidung zwischen Mehrparteien-
schiedsgerichtsbarkeit im engeren und im weiteren Sinne. 

Lionnet unterscheidet danach, ob die Zweiparteienstruktur der Zivilpro-
zessordnung beibehalten wird (Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit im 
engeren Sinne) oder ob diese durchbrochen wird (Mehrparteienschiedsge-
richtsbarkeit im weiteren Sinne)14. Unter die erste Gruppe fallen nach 
Lionnet die Fälle der Kläger- und Beklagtenmehrheit, also die Streitgenos-
senschaft des deutschen Zivilprozesses, weil hierbei die Zweiparteienstruk-

                                                 
12  Zu den Reformzielen siehe etwa Lionnet, Arbitration International, 1998, S. 57, 

57–59. 
13  Massuras, Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit, S. 74; so wohl auch Lionnet, Hand-

buch, S. 290, der von „Schiedsverfahren mit mehr als zwei Parteien“ spricht. 
14  Lionnet, Handbuch, S. 290 f. 
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